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Kommentar 
Günther Marx 
zur Verlängerung des Anti-IS-Mandats

F
ünf Jahre Anti-IS-Kampf seien 
genug, gab SPD-Interims-Frak-
tionschef Rolf Mützenich der 
neuen Verteidigungsministerin 

Annegret Kramp-Karrenbauer schon 
bei der Amtseinführung mit auf den 
Weg. Die Bundeswehr habe ihren Bei-
trag geleistet. Die Gotteskrieger seien 
besiegt. Das deutsche Mandat solle 
deshalb, wie geplant, am 31. Oktober 
auslaufen – ohne erneut verlängert zu 
werden. An Mützenichs Lageeinschät-
zung ist richtig, dass der IS als Qua-
si-Staat mit territorialer Ausdehnung 
aufgehört hat zu existieren. Tausende 
seiner Kämpfer aber sind in der Regi-
on weiter aktiv. Erlaubt das einen 
Rückzug?

Kramp-Karrenbauer hat auf ihrer 
Jordanien-Irak-Reise sowohl von den 
Regierungen dort als auch von den 
Kommandeuren der Anti-IS-Koalition 
ein anderes Bild vermittelt bekom-
men. Das Interesse ist groß, dass die 

Deutschen sich weiter beteiligen. Ein 
Rückzug würde als Schwächung 
wahrgenommen. Kramp-Karrenbauer 
spricht sich deshalb dafür aus, die 
Luftaufklärung durch deutsche Torna-
dos über Syrien und dem Irak fortzu-
setzen, ebenso die Ausbildungsmissi-
on im Irak.

Sie steht allerdings vor einem Di-
lemma: Gibt sie dem heimischen 
Druck nach, stellen sich bei einem 
deutschen Abzug Fragen der Verläss-
lichkeit im Bündnis; dringt sie auf 
eine Mandatsverlängerung, bekommt 
sie Probleme mit dem Koalitionspart-
ner, der schon im vergangenen Jahr 
nur unter Schmerzen einer Verlänge-
rung zugestimmt hat. Für die Vertei-
digungsministerin mit Anwartschaft 
auf das Kanzleramt eine Bewährungs-
probe mit ungewissem Ausgang. Si-
cher ist nur: Lässt der militärische 
Druck auf den IS nach, besteht die 
Gefahr einer Wiederkehr.

Bewährungsprobe

Eine Person hat laut Definition des Statistischen Bundes-
amts einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder 
mindestens eines ihrer beiden Elternteile nicht mit deut-
scher Staatsangehörigkeit auf die Welt kam.

Von den 10,9 Millionen Deutschen mit Migrationshinter-
grund (knapp die Hälfte aller Menschen mit Migrationshin-
tergrund) hat etwa die Hälfte (5,5 Millionen) die deutsche 
Staatsangehörigkeit seit ihrer Geburt. Mindestens ein El-
ternteil sei jedoch ausländisch, eingebürgert, deutsch 
durch Adoption oder Aussiedler beziehungsweise Spätaus-
siedler.

Als Motiv für die Zuwanderung wurden vor allem familiäre 
Gründe genannt (48 Prozent). Bei 19 Prozent war die Auf-
nahme oder Suche nach einer Beschäftigung Hauptmotiv, 
bei 15 Prozent waren es Flucht und Asyl. Diese kamen vor 
allem aus dem Nahen Osten (47 Prozent).  kna/dpa

STICHWORT MIGRATIONSHINTERGRUND

Leitartikel 
Peter Strigl 
zum wachsenden Antisemitismus in Deutschland

D
ie Gürtelattacke auf den 
Kippa-Träger in Berlin 
dürfte noch fest in der 
Erinnerung verankert 
sein. Vielleicht auch die 
Attacke auf den ameri-

kanischen Professor in Bonn, der 
ebenfalls angegri"en wurde, weil er 
eine Kippa trug. Aber die Rabbiner in 
Berlin, Hamburg und München, die 
jüngst beschimpft, bespuckt und be-
droht wurden? Der 55-Jährige in Ber-
lin-Charlottenburg, den zwei Männer 
zu Boden rissen? Diese Fälle erfuhren 
aber deutlich weniger mediale Auf-
merksamkeit, scheinen fast als Nor-
malität verbucht. Kein Wunder dass 
Josef Schuster, Präsident des Zentral-
rats der Juden in Deutschland, kürz-
lich davor warnte, sich nicht an die-
sen „Normalzustand“ zu gewöhnen.

Auch wenn es viele hierzulande 
nicht hören wollen, doch ausgerech-
net Deutschland hat ein wachsendes 
Antisemitismus-Problem. Es speist 
sich aus den ebenso alten wie dump-
fen Verleumdungen und Lügen, und 
es ist in einem gehörigen Maße auch 
importiert durch den gestiegenen An-
teil von Menschen aus islamisch ge-
prägten Kulturen.

Der Hass gegen Juden war nie weg. 
Viele Studien belegen, dass latent an-
tisemitische Einstellungen in der 
deutschen Bevölkerung relativ kon-
stant vertreten sind. Ein Blick in die 
polizeiliche Kriminalstatistik zeigt zu-
dem, dass das Gros der Straftaten aufs 
Konto von Rechtsextremen geht. 
Doch führen die Zahlen gleichzeitig 
in die Irre. Sie projizieren nämlich ein 
„nach rechts verzerrtes Bild“, wie der 
Unabhängige Expertenkreis Antisemi-
tismus schon 2017 zeigte. Denn anti-
semitische Straftaten werden immer 
unter „rechts“ verbucht, sofern kein 
anderes Motiv bekannt ist.

Die Einschätzungen der Opfer 
sprechen jedoch eine ganz andere 
Sprache. Hier identifiziert eine über-

wältigende Mehrheit die Täter als 
Muslime. Dieser Erkenntnis muss sich 
das Land stellen, um dagegen vorzu-
gehen. Es hilft nicht, die Zahlen als 
subjektive Wahrnehmung anzuzwei-
feln, nur weil keine o#zielle Statistik 
existiert, die ihre Eindrücke bestätigt. 
Ebenso wenig führen Aussagen wie 
die des Grünen-Politikers Volker Beck 
weiter, der davor warnt „jetzt nur 
über muslimischen Antisemitismus 
zu sprechen“ und auf den Antisemi-
tismus aller Bevölkerungsschichten 
verweist.

Zwar darf man das Problem nicht 
allein auf den Islam schieben, wie es 
etwa in Teilen der AfD geschieht. Es 

muss jedoch eine Debatte über musli-
mischen Antisemitismus möglich 
sein, ohne sich deswegen Vorwürfe 
einzuhandeln, man sei auf dem rech-
ten Auge blind. Die Feindschaft der 
Muslime rührt ursprünglich von den 
Kriegen des Propheten gegen die Ju-
den in Medina her. Heutzutage richtet 
sich die  Ablehnung vordergründig 
gegen den Staat Israel. Dahinter ver-
birgt sich allerdings häufig das Kli-
schee von der jüdischen Weltver-
schwörung. In seiner extremen For-
men trachtet dieser Antisemitismus 
nach nicht weniger als der Vernich-
tung aller Juden. Wenn in einer Berli-
ner U-Bahn die Rufe erklingen: „Israel 
muss brennen! Alle Juden müssen 
brennen!“, muss das gerade in 
Deutschland für die gesamte Gesell-
schaft Grund zur Sorge sein.

leitartikel@swp.de

Keine Normalität

Berlin. Die Unionsparteien haben 
sich einen stra"en Zeitplan vor-
genommen: Ende September wol-
len sie eine ökologische Steuer-
reform vorstellen. Zuständig ist 
Fraktionsvize Andreas Jung.

Herr Jung, wie soll die Reform ausse-
hen?
Andreas Jung: Der Auftrag lautet, 
das bestehende System an um-
welt- und energiebezogenen Steu-
ern, Abgaben, Umlagen und Ent-
gelten auf Klimaschutz auszu-
richten. Bürger und Betriebe zah-
len im Energiebereich jedes Jahr 
80 Milliarden Euro. Das ist be-
stimmt nicht zu wenig, aber die 
ökologische Lenkungswirkung ist 
zu schwach. Die Reform soll nicht 
mehr Staatseinnahmen bringen, 
sondern besseren Klimaschutz.

Wie kann das gelingen?
Schauen Sie auf die EEG-Umlage: 
Heute bezahlt auch derjenige den 
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien, der zu 100 Prozent Öko-
strom bezieht. Das ist sinnwidrig. 
Strom wird verteuert, obwohl wir 
für E-Mobilität oder Wärmepum-
pen in Gebäuden zunehmend 
mehr Strom brauchen. Auch bei 
den Abgaben auf Züge und Flüge 
muss zum Ausdruck kommen, 
dass die Bahn klimafreundlicher 
ist. Die Mehrwertsteuer auf Bahn-
tickets sollte gesenkt und gleich-
zeitig sollte die Ticket-Abgabe für 
Inlandsflüge erhöht werden. Im 
Gebäudebereich brauchen wir 
Steuerförderung für Sanierungen 
und auch eine Abwrackprämie für 
Ölheizungen.

Das alles wird Geld kosten. Wären 
Sie eher bereit, die schwarze oder 
die grüne Null zu opfern?
Sowohl ein ausgeglichener Haus-
halt als auch Klimaneutralität bis 
2050 sind Beiträge zu Nachhaltig-
keit und Generationengerechtig-
keit und müssen unter einen Hut 
gebracht werden. Wir brauchen 
deswegen ein Klimaschutzgesetz,  
mit dem die Ziele verlässlich er-
reicht werden, aber mit finanzier-
baren Maßnahmen. Ein Teil 
davon sollte ein CO2-Zertifikate-
handel für die Bereiche Gebäude 
und Verkehr sein. Man kann die 
CO2-Emissionen damit besser 
steuern als mit Steuererhöhun-
gen.

Vieles würde teurer werden. Was 
bieten Sie Menschen auf dem Land 
an, die aufs Auto angewiesen sind?

Für Menschen, die heute auf dem 
Weg zur Arbeit aufs Auto ange-
wiesen sind, brauchen wir eine 
Verbesserung der Pendlerpau-
schale. Sie sollen nicht drauf zah-
len, sondern einen finanziellen
Anreiz bekommen, wenn sie um-
steigen. Dazu brauchen wir aber
einen massiven Ausbau des öf-
fentlichen Nahverkehrs. Außer-
dem müssen wir Möglichkeiten 
für den Umstieg auf klimafreund-
liche Technologien scha"en. An-
reize und Rahmensetzung für kli-
mafreundliche Autos müssen 
technologieo"en verbessert wer-
den, sodass unterm Strich nicht 
derjenige draufzahlt, der sich für 
ein Ökoauto entscheidet.

Umweltministerin Schulze will Ein-
nahmen aus einer CO

2
-Steuer kom-

plett an die Bürger zurückgeben. Bei 
Ihnen fehlt so ein sozialer Aspekt.
Der Ansatz einer „Kopfpauscha-
le“ würde Ungleiches gleich be-
handeln: Der Berliner, der einen 
funktionierenden ö"entlichen 
Nahverkehr nutzen kann, würde
denselben Ausgleich erhalten wie 
derjenige, der in Biberach oder in 
Brandenburg weite Pendelstre-
cken auf sich nehmen muss. Da
brauchen wir di"erenziertere
Antworten. Zum Ausgleich wol-
len wir zudem mit dem Abbau der 
EEG-Umlage beim Strompreis an-
setzen. Jeder Bürger könnte die
Entlastung auf der Stromrech-
nung ablesen, auch Betriebe wür-
den entlastet. Überdies würde 
man die klimapolitisch falsche
künstliche Verteuerung von 
Strom abscha"en. Igor Steinle

„Steuer auf Bahntickets senken 
und für Flüge erhöhen“
Union Im September kommt es zum großen Klima-Showdown 

der Großen Koalition. Fraktionsvize Andreas Jung will dann keine 

CO
2
-Steuer, sondern einen besseren Nahverkehr.

Berlin. In der Koalition bahnt sich 
ein Streit um die Fortsetzung des 
Anti-IS-Einsatzes der Bundes-
wehr an. Verteidigungsministerin 
Annegret Kramp-Karrenbauer 
(CDU) pocht auf eine Weiterfüh-
rung der Luftaufklärungsflüge so-
wie der Ausbildung der iraki-
schen und kurdischen Sicher-
heitskräfte auch über den 31. Ok-
tober hinaus. „Das liegt in 
unserem ureigenen Interesse“, 
sagte sie in der ARD. „Der Isla-
mische Staat, der Terror, ist zu-
rückgedrängt, aber er ist noch 
nicht besiegt.“

Auch der außenpolitische 
Sprecher der Union, Jürgen Hardt 
(CDU), besteht auf einer Fortset-
zung des Einsatzes von maximal 
800 Soldaten. „Die Beendigung 
der Mission würde einen signifi-
kanten Verlust an politischem Ge-
wicht Deutschlands in der gesam-
ten Region bedeuten“, warnte er. 
„Die Konsequenz wäre nach mei-
ner Ansicht eine noch stärkere 
iranische Einmischung.“

Der Koalitionspartner SPD 
sieht das anders. Denn dort hat 

man die Worte von Kramp-Kar-
renbauers Vorgängerin Ursula 
von der Leyen bei der Verlänge-
rung des Irak-Mandats im Okto-
ber 2018 noch im Ohr. „In zwölf 
Monaten werden die Tornados 
abgezogen“, sagte Rolf Mützen-
ich in der damaligen Debatte. Der 
Außenpolitik experte ist inzwi-
schen Fraktionschef. Sein Nein 
könnte die Angelegenheit zur 
ernsthaften Machtprobe machen.

Kein „Weiter so“

Allerdings sind auch in der SPD 
die Frontlinien noch nicht klar. 
Der außenpolitische Sprecher 
Nils Schmid, der mit Kramp-Kar-
renbauer im Irak ist, kann sich ein 
abgespecktes Mandat vorstellen, 
damit der Kampf gegen den IS 
weitergehen kann: „Die Verteidi-
gungsministerin kann die Zusage 
nicht einhalten, dass die speziel-
len Fähigkeiten der Tornados 
durch Verbündete übernommen 
werden.“ Dies werde in die Be-
wertung einfließen, erklärte er 
gegenüber dieser Zeitung. Bei der 
Schulung von Soldaten im Irak 

liege der Fall jedoch anders. „Eine
Ausbildungsmission der Bundes-
wehr ist nicht zwingend.“ Klar ist
für ihn, dass das Mandat in der 
bisherigen Form auslaufen muss: 
„Ein einfaches ,Weiter so’ kann es 
nicht geben.“ Das stehe im Übri-
gen auch im Koalitionsvertrag.

CDU-Mann Hardt ätzt zurück:
„Es wäre verantwortungslos, 
wenn wir diesen richtigen Einsatz 
nur deshalb beenden, weil Einzel-
ne in der SPD aus vornehmlich 
innerparteilichen Gründen dage-
gen opponieren“, sagte er. „Hier 
erwarte ich ein klärendes Wort 
des Bundesaußenministers.“

In der Opposition kann sich
nur die FDP eine teilweise Fort-
setzung der Mission vorstellen. 
„Die Verlängerung des Torna-
do-Einsatzes zur Bekämpfung des
IS ist sinnvoll und wichtig“, sag-
te der Außenpolitiker Alexander
Graf Lambsdor" Die Verbünde-
ten könne man im Kampf gegen
den IS „nicht im Stich lassen“. 
Stefan Kegel, Ellen Hasenkamp, 
André Bochow
Kommentar

Streit über Irak-Mission
Auslandseinsätze Ende Oktober endet das Anti-IS-Mandat der 

Bundeswehr. Die Union will es verlängern, die SPD hat Einwände.

Bevölkerung
Ausländische 
Wurzeln häufiger 
Wiesbaden. Im Jahr 2018 hatte jede 
vierte Person in Deutschland ei-
nen Migrationshintergrund. Wie 
das Statistische Bundesamt am 
Mittwoch in Wiesbaden mitteil-
te, waren das rund 20,8 Millionen 
Menschen und damit 2,5 Prozent 
mehr als noch im Jahr 2017. Wie 
es weiter hieß, waren im vergan-
genen Jahr 2018 rund 52 Prozent 
der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund Deutsche und knapp 
48 Prozent Ausländerinnen und 
Ausländer. kna
Stichwort

Panne 
Maas reist mit 
Truppenflieger
Berlin/Moskau. Bundesaußenmi-
nister Heiko Maas (SPD) ist we-
gen eines Defekts am Regierungs-
flieger mit einem Truppentrans-
porter der Bundeswehr nach 
Moskau geflogen. Die eigentlich
vorgesehene Maschine musste
wegen einer kaputten Befesti-
gungsschelle in einem Hydraulik-
system kurzfristig in die Repara-
tur. Der Minister musste  auf eine
deutlich weniger komfortable
Maschine ausweichen, mit der 
sonst Soldaten in die Einsatzge-
biete geflogen werden.  dpa

Jung: EEG-Umlage muss weg. 

 Foto: dpa/Bernd Weißbrod

„. . . wenn Sie ihm Sibirien verkaufen!“.  Karikatur: Horst Haitzinger

Eine vorwurfsfreie 
und o!ene Debatte 

über muslimischen 
Antisemitismus muss 
möglich sein.
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